
Zeitschrift: Pro Senectute : schweizerische Zeitschrift für Altersfürsorge,
Alterspflege und Altersversicherung

Herausgeber: Schweizerische Stiftung Für das Alter

Band: 10 (1932)

Heft: 4

Artikel: Die Bundesunterstützung bedürftiger Greise

Autor: Ammann, W.

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-722960

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 11.01.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-722960
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


— 91 —

Die Bundesunterstützung bedürftiger Greise.

Seit 1919 ringt die Schweiz um eine zeitgemäße Lö-
sung der Altersversorgung. Die bundesrätliche Botschaft
betreffend „Einführung des Gesetzgebungsrechtes über
die Invaliditäts-, Alters- und Hinterlassenenversicherung
und betreffend die Beschaffung der für die Sozialversiche-
rung erforderlichen Bundesmittel" vom 21. Juni 1919 bil-
det den Ausgangspunkt.

Neben den auf Schaffung der verfassungsmäßigen
Grundlagen gerichteten Anstrengungen gingen Bestrebun-
gen einher, durch eine Übergangsbestimmung zur Bundes-
Verfassung oder auf anderem Wege vorläufig für die be-

dürftigen Greise zu sorgen. Bundesrat und Bundesver-
Sammlung machten ihre Stellungnahme stets von der Prü-
fung der Frage abhängig, ob die vorgeschlagene Alters-
fürsorge das Zustandekommen der Versicherung gefährde
oder nicht.

So hat der Ständerat vor 10 Jahren einen Antrag
Usteri-Schöpfer abgelehnt, wonach der Bund aus der fiska-
lischen Belastung des Tabaks einen jährlichen Beitrag von
10 Millionen Franken für die Gewährung von Beiträgen an
die mehr als 70 Jahre alten, bedürftigen, aber nicht armen-
genössigen Schweizer und Schweizerinnen leisten sollte.
Dagegen hat der Nationalrat am 27. März 1924 ein Postulat
Mächler angenommen, zu prüfen, wie der Bund in Verbin-
dung mit den Kantonen und wohltätigen Gesellschaften
bedürftigen und würdigen alten Schweizern und Schweize-
rinnen helfen könnte. In seinem Nachtragsbericht „betref-
fend die Alters-, Invaliden- und Hinterlassenenversiche-
rung" vom 23. Juli 1924 lehnte der Bundesrat eine über-
gangsweise Fürsorge für bedürftige Greise in Verbindung
mit der Verfassungsrevision ab, fand aber den „Gedanken
ernstlicher Erwägung wert, ob nicht solchen Personen bis

zum Inkrafttreten eines Versicherungsgesetzes aus Bun-
desmitteln eine bescheidene Hilfe gewährt werden könnte.
Es könnte, allenfalls in Verbindung mit den Kantonen, in
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der Form einer Subventionierung gemeinnüt-
ziger Institutionen, wie zum Beispiel der
Stiftung für das Alter, geschehen, die dadurch in
die Lage versetzt würden, ihre schon jetzt wertvolle Unter-
stützungstätigkeit zu verbessern,"

Es vergingen noch beinahe fünf Jahre, die mit dem

Kampf um die Verfassungsrevision und der Vorbereitung
eines Ausführungsgesetzes ausgefüllt waren, bis der Bun-
desbeschluß über die Unterstützung be-
dürftiger Greise vom 16, März 1929 zustande kam.
Dadurch wurde ,,der Bundesrat ermächtigt, bis zum In-
krafttreten eines Bundesgesetzes über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung, längstens aber für die Dauer
von 4 Jahren, der Schweizerischen Stiftung für das Alter
eine jährliche Bundessubvention zu Lasten der Verwal-
tungsrechnung des Bundes auszurichten. Die Subvention
darf die Hälfte der Einnahmen der Stiftung im Vorjahre,
sowie den Betrag von 500,000 Franken jährlich nicht über-
steigen." In den vier Jahren 1929—1932 ist eine jährliche
Bundessubvention von 500,000 Fr, dem Direktionskomitee
der Stiftung ausbezahlt worden, das sie auf die kantona-
len Komitees gemäß den vom Bund aufgestellten Rieht-
linien verteilte. Der Bundesrat übt die Aufsicht über die
Verwendung der Subvention durch die Stiftung mittels
zweier Vertreter im Direktionskomitee und jährlicher Ge-
nehmigung von Bericht und Rechnung aus. Ebenso sind
die Kantonsregierungen berechtigt, einen Vertreter in das
kantonale Komitee der Stiftung zu entsenden.

Die Ablehnung des Bundesgesetzes über die Alters-
und Hinterlassenenversicherung in der Volksabstimmung
vom 6. Dezember 1931 hat die Voraussetzung des Bundes-
Beschlusses, daß demnächst die eidgenössische Versiehe-
rung in Kraft treten könne, hinfällig werden lassen. Auf
der andern Seite haben die durch die Fürsorgeinitiative
neu belebten Bemühungen, die vorläufige Altersfürsorge
durch eine Übergangsbestimmung in der Verfassung zu
ordnen, noch kein praktisches Ergebnis gezeitigt.
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Da die Stiftung „Für das Alter" außerstande wäre,
nach Wegfall der Bundessubvention ihre bisherige Unter-
stützungstätigkeit voll aufrecht zu erhalten, die bedürf-
tigen Greise aber nicht das Opfer politischer Meinungs-
Verschiedenheiten sein sollten, schlägt der Bundesrat in
seiner Botschaft vom 15. November 1932 die Verlänge-
rung desBundesbeschlusses über die Unterstüt-
zung bedürftiger Greise „für die Jahre 1933 und 1934,

längstens aber bis zum Inkrafttreten einer vorübergehen-
den Alters- und Hinterlassenenfürsorge des Bundes", vor.
Leider hat sich der Bundesrat, trotz der Verdoppelung der
Zahl der von der Stiftung unterstützten Greise und Grei-
sinnen und trotz der durch die Wirtschaftskrise verschärf-
ten Lage, nicht dazu entschließen können, zu der dringend
notwendigen Erhöhung der Bundessubvention Hand zu bie-
ten. Es wäre eine schöne Kundgebung der
Bundesversammlung, wenn sie durch eine
Erhöhung der Subvention ihren entschlos-
senen Willen dartun würde, besser als
bisanhin für die bedürftigen Greise zu
sorgen. Dr. W. A m m a n n

Zentralsekretär der Stiftung „Für das Alter", Zürich.

Une nouvelle tâche.
Un cri d'alarme.

Le numéro de septembre de „Pro Senectute" contient
un article du comité de direction de la Fondation „Pour
la Vieillesse". On constate que le nombre des vieillards
aidés par les comités cantonaux de la fondation a passé
de 2434 en 1920 à 23,000 en 1932. En plus, que la diminu-
tion du produit de la collecte, comparée au produit des
années 1929 et 1931 „n'est pas faite pour atténuer les
craintes et les soucis provoqués par la situation économi-
que actuelle".

Les craintes du comité de direction sont malheureuse-
ment trop fondées, et je me permets d'ajouter aux argu-
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